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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes über den Bundesfinanzhof 
- Nr. 630 und 770 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. und ii. Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über den 
Bundesfinanzhof 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung des 
Bundesfinanzhofs 

Als oberes Bundesgericht für das 
Gebiet der Finanzgerichtsbarkeit 
wird der Bundesfinanzhof mit 
dem Sitz in München errichtet. 
Der Bundesfinanzhof ist für alle 
Abgaben zuständig, die von den 
Hauptzollämtern oder von den 
Finanzämtern verwaltet werden. 


§ 2 

Anwendung der 
Reich isabgabenordnung 

Soweit nicht in diesem Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist, fin- 
den die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (RGBl. I S. 161), die den 


Beschlüsse zweiter Beratung 

Entwurf eines Gesetzes 
über den 
Bundesfinanzhof 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung des 
Bundesfinanzhofs 

Als oberes Bundesgericht für das 
Gebiet der Finanzgerichtsbarkeit 
wird der Bundesfinanzhof mit 
dem Sitz in München errichtet. 
Der Bundesfinanzhof ist für alle 
Abgaben zuständig, die von den 
Hauptzollämtern, von den Fi- 
nanzämtern oder von den Ober- 
finanzpräsidien verwaltet werden. 

§ 2 

Unverändert 


Beschlüsse des 
23. und 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über den 
Bundesfinanzhof 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung des 
Bundesfinanzhofs 

Als oberes Bundesgericht für das 
Gebiet der Finanzgerichtsbarkeit 
wird der Bundesfinanzhof mit 
dem Sitz in München errichtet. 
Der Bundesfinanzhof ist für 
Streitfragen über alle Abgaben 
zuständig, die von den Haupt- 
zollämtern, von den Finanz- 
ämtern oder von den Ober- 
finanzpräsidien verwaltet werden. 

§ 2 


Unverändert 
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Entwurf 


ehemaligen Reichsfinanzhof, ins- 
besondere seine Organisation, 
seine Zuständigkeit, sein Ver- 
fahren und die Einlegung von 
Rechtsmitteln an ihn betreffen, 
in der zurzeit geltenden Fassung 
mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle des Reichs- 
finanzhofs der Bundesfinanzhof, 
an die Stelle des Reichsministers 
der Finanzen der Bundesminister 
der Finanzen und an die Stelle 
der Landesregierungen die Ober- 
sten Finanzbehörden der Länder 
treten. 

§ 3 

Mitglieder 

(1) Der Bundesfinanzhof besteht 
aus einem Präsidenten, aus Se- 
natspräsidenten und Räten. 

(2) Die Mitglieder des Bundes- 
finanzhofs werden vom Bundes- 
präsidenten auf Lebenszeit er- 
nannt. Über ihre Beru- 
fung entscheidet der 
Bundesminister der Fi- 
nanzen gemeinsam mit 
einem R i c h t e r w a h 1 a u s - 
schuß, dei' aus den Lan- 
desfinanzministern (Fi- 
nanzsenatoren) und ei- 
ner gleichen Anzahl von 
Mitgliedern besteht, die 
V 0 Ui B u li d e s l a g gewählt 
werden. Die übrigen Beamten 
ernennt der Bundesminister der 
Finanzen. 

(3) Zum Mitglied des Bundes- 
finanzhofs kann nur ernannt 
werden, wer das 35. Lebensjahr 
vollendet hat. Mindestens die 
Hälfte der Mitglieder muß die 
Befähigung zum Richteramt er- 
langt haben. Die Mitglieder müs- 
sen, soweit sie nicht die Befähi- 
gung zum Richteramt besitzen, 
die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst erlangt haben 


Beschlüsse zweiter Beratung 


§ 3 

Mitglieder 

(1) Der Bundesfinanzhof besteht 
aus einem Präsidenten, aus Se- 
natspräsidenten und Bundes- 
finanzrichtern. 

(2) Die Mitglieder des Bundes- 
finanzhofs werden vom Bundes- 
präsidenten auf Lebenszeit er- 
nannt. Über ihre Beru- 
fung entscheidet der 
B u n d e s m i n i s t C' r der Fi- 
nanzen gemeinsam mit 
einem Richterwahlaus- 
schuß, der aus den Lan- 
de s f i n a n z m i n i s t e r n (F i - 
nanzsenatorcMi) und ei- 
ner gleichen Anzahl von 
Mitgliedern besteht, die 
vom Bundestag gewählt 
werden. Die übrigen Beamten 
ernennt der Bundesminister der 
Finanzen. 

(3) Zum Mitglied des Bundes- 
finanzhofs kann nur ernannt 
werden, wer das 35. Lebensjahr 
vollendet hai. Mindestens die 
Hälfte der Mitglieder muß die 
Befähigung zum Richteramt er- 
langt haben. Die Mitglieder müs- 
sen, soweit sie nicht die Befähi- 
gung zum Richteramt besitzen, 
die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst erlangt haben. 


Beschlüsse des 
23. und 11. Ausschusses 


§ 3 

Mitglieder 

(1) Der Bundesfinanzhof besteht 
aus einem Präsidenten, aus Se- 
natspräsidenten und Bundes- 
finanzrichtern. 

(2) Die Mitglieder des Bundes- 
finanzhofes werden vom Bundes- 
präsidenten auf Lebenszeit er- 
nannt. Die übrigen Beamten er- 
nennt der Bundesminister der 
Finanzen. 


Beschluß des 11. Ausschusses: 

(3) Zum Mitglied des Bundes- 
finanzhofs kann nur ernannt 
werden, wer das 35. Lebensjahr 
vollendet hat. Mindestens die 
Hälfte der Mitglieder muß die 
Befähigung zum Richteramt er- 
langt haben. Die Mitglieder müs- 
sen, soweit sie nicht die Befähi- 
gung zum Richteramt besitzen, 
die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst erlangt oder 
sich als hauptamtliche Mitglieder 
eines Finanzgerichts in min- 
destens 3-jähriger Tätigkeit be- 
währt haben. 
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Entwurf 


Beschlüsse zweiter Beratung 


Beschlüsse des 
23. und 11. Ausschusses 


(4) Die Mitglieder des Bundes- 
finanzhofs dürfen weder in der 
Bundesfinanzverwaltung noch in 
der Finanzverwallung eines Lan- 
des hauptamtlich oder neben- 
amtlich beschäftigt werden. 

§ 4 

Rechtsmittel 

Außer den nach der Reichsab- 
gabenordnung zulässigen Rechts- 
mitteln. (§ 2) sind folgende 

Rechtsmittel gegeben, über die 
der Bundesfinanzhof entscheidet: 

1 . Rechtsbeschwerde gegen Ent- 
scheidungen der Finanzge- 
richte im Beschwerdever- 
fahren; 

2 . Beschwerden 

al gegen Beschlüsse der Fi- 
nanzgerichte, durch die ein 
ehrenamtlicher Beisitzer 
eines Finanzgerichts seines 
Amtes enthoben wird, und 
gegen die Verhängung von 
Ordnungsstrafen durch die 
Finanzgerichte oder deren 
Vorsitzende; 

b) gegen Entscheidungen des 
Bimdesmonopolamts für 
Branntwein, soweit nicht 
das Berufungsverfahren 
oder das Anfechtungsver- 
fahren, nach der Reichsab- 
gabenordnung gegeben ist. 
Dies gilt nicht für Be- 
schwerden, die sich auf die 
Person von Bediensteten 
oder kaufmännische An- 
gelegenheiten der Monopol- 
verwaltung beziehen. 

Tn den Fällen zu 1 und 2 ent- 
scheidet der Bundesfinanzhof im 
Beschlußverfahren. 


(4) Die Mitglieder des Bundes- 
finanzhofs dürfen weder in der 
Bundesfinanzverwaltung noch in 
der Finanzverwallung eines Lan- 
des hauptamtlich oder ehrenamt- 
lich beschäftigt werden. 

§ 4 

Unverändert 


Beschluß des 23. Ausschusses: 

(3) Zum Mitglied des Bundes- 
finanzhofs kann nur ernannt 
werden, wer das 35. Lebensjahr 
vollendet, die Befähigung zum 
Richteramt erlangt und sich durch 
besondere Kenntnisse auf dem 
Gebiete des Steuerrechts aus- 
gezeichnet hat. 

(4) Die Mitglieder des Bundes- 
finanzhofs dürfen weder in der 
Bundesfinanzverwaltung noch in 
der Finanzverwaltung eines Lan- 
des hauptamtlich oder ehrenamt- 
lich beschäftigt werden. 

§ 4 

Unverändert 
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Entwurf Beschlüsse zweiter Beratung 


§ 5 

Ausschließliche Zu- 
ständigkeit des 
Bundesfinanzhofs 

(1) Gegen Entscheidungen und 
Verfügungen, gegen die ein 
Rechtsmittel an den Bundes- 
finanzhof gegeben ist, können 
Klagen oder Rechtsmittel bei ei- 
nem anderen Gericht nicht er- 
hoben oder eingelegt werden. 

(2) Soweit eine Klage oder ein 
Rechtsmittel gegen eine Entschei- 
dung oder Verfügung der im Ab- 
satz 1 bezeichneten Art beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
einem anderen Gericht anhängig 
ist, ist sie an den Bundesfinanz- 
hof abzugeben. 

§ 6 

V erfahren 

(1) Fragen der Auslegung der 
Steuergesetze (§ 63 der Reichs- 
abgabenordnung) können dem 
Bundesfinanzhof auch von den 
Obersten Finanzbehörden der 
Länder vorgelegt werden. 

(2) ß 286 Absatz 1 der Reichsab- 
gabenordnung findet auf Zölle 
und Verbrauchsteuern keine An- 
wendung. Auf andere Steuern ist 
er mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß an die Stelle des Betrages 
von fünfhundert Reichsmark der 
Betrag von zweihundert Deutsche 
Mark tritt. 

(3) Die Obersten Finanzbehörden 
der Länder können ihren Beitritt 
zu jedem Rechtsbeschwerdever- 
fahren erklären; sie werden da- 
durch Beteiligte im Sinn des 
§ 237 der Reichsabgabenordnung. 

(4) Die Verordnung zur Durch- 
führung des § 294 der Reichs- 
abgabenordnung vom 10. Januar 
1940 (RGBl. Ts. 43) wird auf- 
gehoben. 


§ 5 

Ausschließliche Zuständig- 
keit des Bundesfinanzhofs 

(1) Gegen Entscheidungen und 
Verfügungen, gegen die ein 
Rechtsmittel an den Bundes- 
finanzhof gegeben ist, können 
Klagen oder Rechtsmittel bei 
einem anderen Gericht nicht er- 
hoben oder eingelegt werden. 

(2) Soweit eine Klage oder ein 
Rechtsmittel gegen eine Entschei- 
dung oder Verfügung der im Ab- 
satz 1 bezeichneten Art beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes bei 
einem anderen Gericht anhängig 
ist, ist sie an den Bundesfinanz- 
hof abzugeben. 

§ 6 


Unverändert 


Beschlüsse des 
23. und 11. Ausschusses 

§ 5 

Ausschließliche Zuständig- 
keit des Bundesfinanzhofs 

(1) Gegen Entscheidungen und 
Verfügungen, gegen die ein 
Rechtsmittel an den Bundes- 
finanzhof gegeben ist, können 
Klagen oder Rechtsmittel bei 
einem anderen Gericht nicht er- 
hoben oder eingelegt werden. 

(2) Soweit eine Klage oder ein 
Rechtsmittel gegen eine Entschei- 
dung oder Verfügung der im Ab- 
satz 1 bezeichneten Art beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes bei 
einem anderen Gericht anhängig 
ist, ist die Sache an den Bundes- 
finanzhof abzugeben. 

§ 6 

Unverändert 
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Entwurf 


§ 7 

Beginn der Tätigkeit 
des Bundesfinanzhofs, 
Übertragung der* Auf- 
gaben des Obersten Fi- 
nanzgerichtshofs in 
München auf den 
Bundesfinanzhof 

(1) Der Bundesfinanzhof nimmt 
seine Tätigkeit zwei Monate nach 
Ablauf des Tages auf. an dem 
das Gesetz verkündet worden ist. 

(2) Mit Beginn des Tages, an dem 
der Bundesfinanzhof seine Tätig- 
keit aufnimmt, endet die Zu- 
ständigkeit des Obersten Finanz- 
gerichtshofs in München für Ab- 
gabesachen im Sinn von § 1. Die 
Bearbeitung der anhängigen Ab- 
gabesachen geht auf den Bundes- 
finanzhof über. 

§ 8 

Baushaltsausgaben des 
Bundesfinanzhofs 

(1) Die Haushaltsausgaben des 
Bundesfinanzhofs trägt der Bund. 

(2) Von dem in § 7 Absatz 1 vor- 
gesehenen Zeitpunkt ab über- 
nimmt der Bund die Verpflich- 
tungen des Landes Bayern, die 
durch den früheren Reichsfinanz- 
hof oder den Obersten Finanz- 
gerichtshof in München entstan- 
den sind. 


Beschlüsse zweiter Beratung 


§ 7 

Beginn der Tätigkeit 
des Bundesfinanzhofs, 
Übertragung der Auf- 
gaben des Obersten Fi- 
nanzgerichtshofs in 
München auf den 
Bundesfinanzhof 

(1) Der Bundesfinanzhof nimmt 
seine Tätigkeit zwei Monate nach 
Ablauf des Tages auf, an dem 
dieses Gesetz verkündet worden 
ist. 

(2) Mit Beginn des Tages, an dem 
der Bundesfinanzhof seine Tätig- 
keit aufnimmt, endet die Zustän- 
digkeit des Obersten Finanz- 
gerichtshofs in München für Ab- 
gabcsachen im Sinn von § 1. Die 
Bearbeitung der anhängigen Ab- 
gabesachen geht auf den Bundes- 
finanzhof über. 

§ 8 


Unverändert 


Beschlüsse des 
23. und 11. Ausschusses 

§ 7 

Beginn der Tätigkeit 
des Bundesfinanzhofs, 
Übertragung der Auf- 
gaben des Obersten Fi- 
nanzgerichtshofs in 
München auf den 
Bundesfinanzhof 

(1) Der Bundesfinanzhof nimmt 
seine Tätigkeit zwei Monate nach 
Ablauf des Tages auf, an dem 
dieses Gesetz verkündet worden 
ist. 

(2) Mit Beginn des Tages, an dem 
der Bundesfinanzhof seine Tätig- 
keit aufnimmt, endet die Zustän- 
digkeit des Obersten Finanz- 
gerichtshofs in München für Ab- 
gabesachen im Sinn von § 1. Die 
Bearbeitung der anhängigen Ab- 
gabesachen geht auf den Bundes- 
finanzhof über. 

§ 8 


Unverändert 


§ 8a (neu) 

Vorläufiger 

Richterwahlausschuß 

Bis zum Inkrafttreten eines all- 
gemeinen Gesetzes über die 
Richterwahlausschüsse gelten für 
die Berufung der Richter des 
Bundesfinanzhofes folgende Be- 
stimmungen: 

Die zu wählenden Mitglieder 
des Richterwahlausschusses 
(Artikel 96 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes) werden vom Bundes- 
tage nach dem Höchstzahlver- 
fahren (d’Hondt) gewählt. Sie 
müssen zum Bundestag wähl- 
bar sein. 
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Entwurf 


Beschlüsse zweiter Beratung 


Beschlüsse des 
23. und 11. Ausschusses 


Der Bundesminister der Finan- 
zen beruft den Ausschuß und 
führt in ihm ohne Stimmrecht 
den Vorsitz. Der Ausschuß ist 
beschlußfähig, wenn je die 
Mehrzahl der Landesfinanz- 
minister (Finanzsenatoren) und 
der gewählten Mlitglieder an- 
wesend ist. 

Sowohl der Bundesminister der 
Finanzen als auch die Mit- 
glieder des Ausschusses können 
Vorschläge für die Berufung 
machen. Der Ausschuß ent- 
scheidet in nichtöffentlicher 
Sitzung mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. 

Der Bundesminister der Finan- 
zen hat im Anschluß an die 
Wahl zu erklären, ob er ihr 
zustimmt oder nicht. Stimmt 
er zu, so hat er die Ernennung 
durch den Bundespräsidenten 
herbeizuführen. 

§ 9 § 9 § 9 

Durchführung des 
Gesetzes 

Die zur Durchführung dieses Unverändert Unverändert 

Gesetzes, insbesondere zur Er- 
richtung des Bundesfinanzhofs 
erforderlichen Verwaltungsvor- 
schriften erläßt die Bundes- 
regierung. 


§ 10 § 10 § 10 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach Unverändert Unverändert 

seiner Verkündung in Kraft. 
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